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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

In - AIS - AV - FJ - K - Wi

zu Punkt … der 953. Sitzung des Bundesrates am 10. Februar 2017 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher 
Richtlinien der Europäischen Union zur Arbeitsmigration 

A 

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In), 

der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik (AIS) und 

der Wirtschaftsausschuss (Wi) 

empfehlen dem Bundesrat, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 

Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 6 (§ 16 Absatz 9 AufenthG), 

Nummer 13 Buchstabe f (§ 20 Absatz 8 AufenthG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 6 § 16 ist Absatz 9 wie folgt zu fassen: 

"(9) Für Personen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union in-

ternationalen Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU genießen, gelten 

§ 16 Absatz 1 bis 8 und § 20c Absatz 1 und 2 entsprechend." 

b) In Nummer 13 Buchstabe f ist § 20 Absatz 8 wie folgt zu fassen: 

"(8) Für Personen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union in-

ternationalen Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU genießen, gelten 

§ 20 Absatz 1 bis 5 und 7 sowie § 20c Absatz 1 und 2 entsprechend." 
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Begründung: 

Es wird begrüßt, dass der Gesetzentwurf unter anderem Verbesserungen beim 
Zugang zum Studium vorsieht sowie das Aufenthaltsrecht von Forschenden 
neu regelt. Allerdings sollten Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat in-
ternationalen Schutz im Sinne der Richtlinie 2011/95/EU genießen, von der 
Möglichkeit des studien- oder forschungsbezogenen nationalen Aufenthalts-
rechts nicht ausgeschlossen werden. 

Die umzusetzende Richtlinie 2016/801/EU (REST-Richtlinie) ist unter ande-
rem für diese Gruppe von Drittstaatsangehörigen nicht anwendbar (siehe Arti-
kel 2 Absatz 2 Buchstabe a des Gesetzentwurfs. Jedoch sieht die REST-
Richtlinie im Erwägungsgrund (29) ausdrücklich vor, dass die Mitgliedstaaten 
Drittstaatsangehörigen, die nicht unter diese Richtlinie fallen, andere als durch 
diese Richtlinie geregelte, sprich nationale Aufenthaltstitel zu Studien- oder 
Forschungszwecken ausstellen können. Von dieser Möglichkeit hat der Ge-
setzentwurf in Artikel 1 Nummer 6 (§ 16 Absatz 9 AufenthG) und Nummer 13 
Buchstabe f (§ 20 Absatz 8 AufenthG) auch Gebrauch gemacht, jedoch nicht in 
ausreichendem Maße. Es ist nicht nachvollziehbar, warum Studieninteressierte 
oder Forschende, die gerade erst internationalen Schutz erhalten haben, im 
Vergleich zu Personen mit der gleichen Staatsangehörigkeit, die sich aber noch 
im Herkunftsland befinden, schlechter gestellt werden sollen. Aufgrund der 
hohen Anforderungen an die Titelerteilung (unter anderem Lebensunterhaltssi-
cherung bei Studierenden, Kostenübernahme der Forschungseinrichtung bis zu 
sechs Monaten nach der Aufnahmevereinbarung bei Forschenden) ist ein 
Missbrauch nicht zu befürchten. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 7 (§ 16a Absatz 2, 5 AufenthG) 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass die Mobilität im Rahmen des Studiums 

nicht vor Abschluss des Mitteilungsverfahrens beginnen und daher vor diesem 

Zeitpunkt noch keine Einreise in die Bundesrepublik Deutschland erfolgen darf. 

§ 16a Absatz 2 und 5 AufenthG-E (Mobilität im Rahmen des Studiums) sind 

daher zu ändern. 

Begründung: 

Das Zusammenspiel der Regelungen in Artikel 31 Absatz 2 bis 4, Absatz 7 und 
Absatz 9 der zugrundeliegenden REST-Richtlinie 2016/801/EU und deren 
Vergleich mit den Bestimmungen zur kurzfristigen Mobilität von Forschern 
(Artikel 28 REST-Richtlinie) deuten darauf hin, dass Studenten erst dann von 
der Mobilität Gebrauch machen dürfen, wenn gegen diese im Mitteilungsver-
fahren keine Einwände erhoben worden sind. § 16a Absatz 5 AufenthG-E re-
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gelt aber, dass im Fall einer Ablehnung das Studium einzustellen ist und ein 
Aufenthaltstitel notwendig wird. Daher ist nach Auffassung des Bundesrates 
die vorgesehene Regelung des § 16a Absatz 2 AufenthG-E in Verbindung mit 
§ 16a Absatz 5 AufenthG-E nicht richtlinienkonform, weil insbesondere in den 
Fällen einer Mitteilung nach § 16a Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 2 AufenthG-E ei-
ne unverzügliche Einreise und Aufenthalt nach erfolgter Mitteilung erfolgen 
kann. Dies sieht Artikel 31 Absatz 4 REST-Richtlinie aber nicht vor. Günstige-
re Bestimmungen zu Artikel 31 REST-Richtlinie sind den Mitgliedstaaten 
nicht erlaubt (Artikel 4 Absatz 2 REST-Richtlinie). 

3. Zu Artikel 1 Nummer 12 (§ 19c AufenthG) 

Der Bundesrat hält bezüglich der Umsetzung der ICT-Richtlinie in § 19c Auf-

enthG-E (Kurzfristige Mobilität für unternehmensintern transferierte Arbeit-

nehmer) eine Überarbeitung des darin vorgesehenen Mitteilungsverfahrens für 

dringend erforderlich. Der Bundesrat bittet daher im weiteren Gesetzgebungs-

verfahren, in den Fällen der kurzfristigen Mobilität von unternehmensintern 

Transferierten einen Verzicht auf das Mitteilungsverfahren oder dessen Modifi-

zierung zu prüfen.  

Bei einer bloßen Modifizierung würde es der Bundesrat jedenfalls dann für er-

forderlich halten, dass zusammen mit der Mitteilung auch Angaben zur geplan-

ten Dauer und die Daten der Inanspruchnahme der kurzfristigen Mobilität ge-

macht werden. 

Begründung: 

In der derzeitigen Form scheint das Mitteilungsverfahren jedenfalls gerade im 
Hinblick auf die Unbestimmtheit von Adressat und Inhalt der Mitteilungsvor-
schrift sowie auf die damit verbundenen kurzen Fristen in der Praxis schwer 
umsetzbar und vor allem wenig attraktiv für die Wirtschaft. Der Bundesrat regt 
daher an zu prüfen, ob in den Fällen der kurzfristigen Mobilität bei unterneh-
mensintern Transferierten gegebenenfalls auf das Mitteilungsverfahren ver-
zichtet werden kann oder dieses modifiziert wird. Bei nur sehr kurzen Aufent-
halten als unternehmensintern Transferierter würde das Mitteilungsverfahren 
wegen häufig bereits wieder erfolgter Ausreise zudem nicht selten ins Leere 
laufen. 

Die Möglichkeit, Angaben zur geplanten Dauer und die Daten der Inanspruch-
nahme der kurzfristigen Mobilität zu fordern, ist in Artikel 21 Absatz 3 der 
ICT-Richtlinie vorgesehen und sinnvoll. 
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4. Zu Artikel 1 Nummer 12 (§ 19c Absatz 4 Satz 2a - neu - AufenthG) 

In Artikel 1 Nummer 12 § 19c Absatz 4 ist nach Satz 2 folgender Satz einzufü-

gen: 

"Im Fall des Satzes 1 Nummer 1 kann die Ausländerbehörde die Bundesagentur 

für Arbeit beteiligen." 

Begründung: 

Den Ausländerbehörden ist die seriöse Beurteilung der Angemessenheit des 
Arbeitsentgelts ohne Beteiligung der Bundesagentur für Arbeit nicht möglich. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 28 (§ 77 Absatz 1a Nummer 1 bis 4 AufenthG) 

In Artikel 1 Nummer 28 ist § 77 Absatz 1a wie folgt zu ändern: 

a) Im einleitenden Satzteil sind nach dem Wort "schriftlich" die Wörter "und 

mit Begründung" einzufügen. 

b) Nummer 1 ist zu streichen. 

c) Nummer 2 wird Nummer 1 und das Komma am Ende ist durch das Wort 

"oder" zu ersetzen. 

d) Nummer 3 ist zu streichen. 

e) Nummer 4 wird Nummer 2. 

Begründung: 

Artikel 15 Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 4 der Richtli-
nie 2014/66/EU verlangt lediglich in Fällen der Entziehung des Aufenthaltsti-
tels für unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer die Mitteilung der 
Gründe zusätzlich auch an die aufnehmende Niederlassung. Die Pflicht, diese 
dem Betroffenen unmittelbar mitzuteilen, ergibt sich bereits aus dem geltenden 
§ 77 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a AufenthG. Zusätzliche, von der 
Richtlinie nicht vorgesehene Mitteilungspflichten den Ausländerbehörden auf-
zubürden, ist zu vermeiden. Zudem ist zweifelhaft, ob die Mitteilung etwa von 
sicherheitsrelevanten Gründen an die Unternehmen tatsächlich geboten bezie-
hungsweise sachdienlich ist.  

In 

In 



- 5 - Empfehlungen, 9/1/17

...

6. Zu § 78a AufenthG 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass § 78a AufenthG anzupassen ist und da-

rin eine Regelung zu den Aufenthaltstiteln für unternehmensintern Transferierte 

(ICT-Karte, Mobiler-ICT-Karte) eingefügt werden muss. 

Begründung: 

Durch die Umsetzung der ICT-Richtlinie 2014/66/EU sind neue Aufenthaltsti-
tel vorgesehen. Da gerade im Hinblick auf unternehmensintern Transferierte 
auch nur kurze Aufenthalte in Betracht kommen werden, wird es in der Praxis 
schon aufgrund der tatsächlichen Dauer der Herstellung und der Ausstellung 
eines elektronischen Aufenthaltstitels gemäß § 78 AufenthG nicht möglich 
sein, in allen Fällen einen solchen Aufenthaltstitel auszustellen. In diesen Fäl-
len muss eine Möglichkeit zur Erteilung des Aufenthaltstitels in Form eines 
einheitlichen Vordruckmusters ("Klebeetikett") bestehen und daher § 78a Auf-
enthG ergänzt werden. 

7. Zur nationalen Kontaktstelle 

Der Bundesrat fordert, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob als 

nationale Kontaktstelle für die Mitteilungsverfahren nicht die Bundesagentur 

für Arbeit anstelle des bisher vorgesehenen Bundesamts für Migration und 

Flüchtlinge dienen könnte.

Begründung: 

Im weitesten Sinne behandeln alle umzusetzenden Richtlinien die Arbeits-
marktmigration beziehungsweise sind mit dieser eng verknüpft. Hier ist in vie-
len Fällen, etwa bei der Beurteilung von Arbeitgebern im Falle der Umset-
zungsnormen zur ICT-Richtlinie oder der Einschätzung von Verträgen für For-
scher, mehr Sachnähe zu erwarten, gerade in Hinblick darauf, dass die nationa-
le Kontaktstelle bereits die Vollständigkeit der jeweils für die Mobilität vorzu-
legenden Nachweise zu prüfen hat und den Ausländerbehörden für die Erhe-
bung von Einwendungen gegen die Mobilität nur kurze Fristen zur Verfügung 
stehen. Auch der Normenkontrollrat hält die Prüfung einer solchen Alternative 
für grundsätzlich geboten. 
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8. Zur Zuständigkeit für Mobilitätsverfahren 

Der Bundesrat schlägt vor, die nationale Kontaktstelle als allein zuständige Be-

hörde für die entsprechenden Mobilitätsverfahren zu bestimmen. 

Begründung: 

Der Bundesrat hält die im Gesetzentwurf vorgesehenen Verfahren zur Inan-
spruchnahme der unionsweiten Mobilität mit Abstimmungen zwischen einer 
nationalen Kontaktstelle und Ausländerbehörden, die innerhalb kürzester Fris-
ten erfolgen müssen, für wenig praxisgerecht. Mit der Übertragung aller Auf-
gaben im Rahmen der Mobilität auf die nationale Kontaktstelle könnten Entge-
genahme der Mitteilungen, Prüfung der Unterlagen und Entscheidung über Zu-
stimmung oder Ablehnung aus einer Hand erfolgen. 

B 

9. Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz,

der Ausschuss für Frauen und Jugend und 

der Ausschuss für Kulturfragen

empfehlen dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab-

satz 2 des Grundgesetzes keine Einwendungen zu erheben. 
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